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Änderungsantrag zu D-01

Von Zeile 84 bis 90:
nun konsequent verboten werden. Hetze und Gewalt müssen die volle Härte unseres

Rechtsstaats als Antwort haben. Wer aber meint, das Problem des extremistischen 

Antisemitismus ließe sich einfach durch mehr Abschiebungen lösen, verkennt, dass sich

Antisemitismus durch alle Räume der Gesellschaft zieht, er kann rechts- oder

linksextremistisch oder islamistisch motiviert sein. Alle antisemitischen Straftaten und

Volksverhetzung müssen selbstverständlich gemäß dem geltenden Recht verfolgt werden und 

hartestrafrechtliche Konsequenzen für die Täter*innen haben, bis hin zu Freiheitsentzug oder

dem Entzug der Aufenthaltserlaubnis. Diese Möglichkeit besteht längst.
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